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Gestaltungsplan (ohne MaRstab)
Stand: Vorentwurf Variante 1, Oktober 2019
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Gestaltungsplan (ohne MaRstab)
Stand: Vorentwurf Variante 2, Oktober 2019
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Gestaltungsplan (Legende)
Stand: Vorentwurf, Oktober 2019
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Nutzungsplan (ohne MaRstab)
Stand: Vorentwurf Variante 1, Oktober 2019




Nutzungsplan (ohne MaRstab)
Stand: Vorentwurf Variante 2, Oktober 2019
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Nutzungssplan (Legende)
Stand: Vorentwurf, Oktober 2019
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1.  Auswertung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit
gemal § 3 (1) BauGB

zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. lll/A 19 ,,KanzelstraBe / StudiostraBe*

Am 30.01.2020 hatte die Offentlichkeit im Rahmen eines Unterrichtungs- und Erdrterungster-
mins im Gemeindesaal der ev. Kirche in Altenhagen, Studiostr. 23, 33729 Bielefeld die Gele-
genheit, sich Uber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen
der Planung zu informieren und Fragen zur Planung zu stellen.

Zusatzlich konnten die Unterlagen Uber die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung in der
Zeit vom 20.01.2020 bis einschlief3lich dem 07.02.2020 in der Bauberatung des Bauamtes der
Stadt Bielefeld, im Technischen Rathaus, sowie im Internet eingesehen werden.

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sind zu den allgemeinen Zielen und
Zwecken der Planung AufRerungen vorgebracht worden. Der Vermerk Uber den Unterrich-
tungs- und Erdrterungstermin ist beigeflgt.

Es liegen darlber hinaus von Birgern drei schriftliche Stellungnahmen vor, die im Februar
2020 bei der Stadt Bielefeld eingegangen sind. Ein Schreiben war von 40 Birgern unterzeich-
net.

Im Folgenden sind die planungsrelevanten AulRerungen und Stellungnahmen der Blirger the-
matisch geordnet und zusammengefasst mit der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung
dargestellt.

Lfd. |AuBerungen / Stellungnahmen Stellungnahme der Verwaltung
Nr. |(in inhaltlicher Zusammenfassung)

1 Thema: Erhéhung der Wohneinheiten,
) Geschossigkeit und Bauweise der Vari-
anten 1 und 2.

Es wird bemangelt, dass bei der Erstellung | Das stadtebauliche Konzept sieht Ge-
des neuen Bebauungsplanes von der bis- | schosswohnungsbau vor. Die derzeit
herigen, ortstiblichen Bebauung gravierend | geplante Nutzung sieht ggf. betreutes
abgewichen wird. Bisher sei an der Kanzel- | Wohnen vor. Diese Nutzung erfordert
stral’e und der Studiostrale die Bebauung |andere Grundrisstypen. Die Gemein-
so angeordnet, dass Haus an Haus und da- | schaftsanlage wird weiterhin in einer
mit Garten an Garten grenzt. Es wird ein er- | Hand bleiben. Insgesamt werden den
heblicher Verlust der Privatsphare und Le- | Belangen des Wohnens eine hdhere Pri-
bensqualitat beflrchtet. oritdt zugeschrieben. Auch durch die
Kirchennutzung waren bereits gréere
und massivere Gebaudeformen am Vor-
habenstandort vorhanden. Eine unver-
haltnismaRige Beeintrachtigung nach-
barlicher Belange ist nicht erkennbar.
(siehe nachfolgende Abwagung)

Aus Blickrichtung der Kanzelstraflte wirden | Eine Zweigeschossigkeit mit Staffelge-
die geplanten Gebaude durch den Hohen- | schoss kann eine optische Dreigeschos-
unterschied zwischen Kanzelstralle und |sigkeit ergeben, damit diese Wirkung
StudiostralRe wie dreigeschossig wirken. | gering ausfallt wird ein allseitiges zu-
Weiter wird dargelegt, dass die bestehen- | rlickspringen des obersten Geschosses
den Gebaude der Studiostralie vorwiegend | festgesetzt. Zusatzlich wird durch ein
ein bis eineinhalbgeschossig seien. Staffelgeschoss i.V.m. einem Flachdach
eine bessere Ausnutzung des obersten
Geschosses ermoglicht. Des Weiteren
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Variante 1:

Es wird angemerkt, dass Variante 1 gean-
dert werden sollte. Die Bebauung soll aus
maximal sechs Hausern mit zwei Geschos-
sen bestehen, dhnlich der Bebauung an der
Studiostrale.

Variante 2:

Es wird angeregt, dass Variante 2 ersatzlos
gestrichen werden sollte. Rund 35
Wohneinheiten seien fast doppelt so viel,
wie in der Umgebung des neuen Baugebie-
tes bereits bestehen. Es wird die Frage ge-
stellt, inwieweit Larm, Platz und Emissio-
nen bertcksichtigt werden.

Weiter wird erklart, dass die Bebauung bei
Variante 2 quer zur bisherigen Bebauung
errichtet werden wurde.

Bemangelt wird, dass bei Variante 2 ein so-
genannter Burg-Charakter verfolgt werden
wirde, welcher durch die Hohe und Kom-
paktheit eine Abschreckung der Nachbarn
mit sich bringe. Es wird weiter darauf hin-

tragt ein Flachdach mit Dachbegrinung
durch die Verdunstung des gespeicher-
ten Wassers zur Kihlung und Luftbe-
feuchtung bei und fihrt somit zu einem
positivem Klimaeffekt. Die geplante Be-
bauung soll sich auRerdem in das Um-
feld einfligen. Daher ist vorgesehen,
dass die Gebaudehdhen die Firsthéhen
der umgebenden Bestandsbebauung
nicht Uberschritten werden.

Das derzeitige stadtebauliche Konzept
sieht eine Abwandlung von Variante
zwei vor, die u.a. eine Bebauung mit vier
Einzelgebaudekoérpern und fuBlaufiger
Querung vorsieht. Eine Zweigeschos-
sigkeit sowie die Beschrankung der ma-
ximalen Hohe ist vorgesehen.

In der Stadt Bielefeld besteht eine hohe
Nachfrage nach Wohnraum. Dies wird
auch durch das Wohnungsmarktbaro-
meter 2021 (vgl. Seite 2) bestatigt. Die
hohe Anspannung wird hier bis 2024 mit
fast gleichem Trend eingeschatzt. Als
Hauptproblem wird genannt, dass zu
wenig geneignetes Bauland zur Verfi-
gung stiinde. Beziglich der Larmproble-
matik missen die gebietstypischen
Grenzwerte fur allgemeine Wohngebiet
eingehalten werden. Im Rahmen der Be-
teiligung wurden zudem verschiedene
Fachamter beteiligt, die die Problematik
gepruft haben. Im Ergebnis zeigt sich,
dass bezogen auf Larm, Platz und wei-
tere Emissionen keine Konflikte zu er-
warten sind. Zusatzlich werden die ge-
planten Wohneinheiten auf 25-30 redu-
Ziert.

Um eine stadtebaulich gesehen attrak-
tive Hofsituation zu schaffen, sollen
Teile der Bebauung quer zur bisherigen
Bebauung errichtet werden. Trotzdem
sieht die Planung eine stralRenbeglei-
tende Bebauung vor, die die bestehende
Bebauung aufnimmt und sich auch hie-
ran orientiert.

Im gesamten Stadtraum besteht eine
hohe Nachfrage nach Wohnraum. Die
Maximalwerte der Grundflachenzahl so-
wie der Geschossflachenzahl fir allge-
meine Wohngebiete durfen nicht Uber-
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gewiesen, dass auf der Flache, auf der, un-
ter FortfUhrung der bisherigen Bauweise,
vier Ein- bis Zweifamilienhduser Platz hat-
ten, jetzt 36 Wohnungen geplant sind. Es
wird erklart, dass diese hohe Anzahl an
Menschen auf engem Raum nicht mehr
den Vorstellungen eines Lebens in einem
Vorort mit eher dorflichem Charakter ent-
sprache.

Beispielhaft wird eine alternative Bebauung
anhand einer Skizze dargestellt, die einer
Stellungnahme beigefiigt ist. Sie zeigt,
dass die Bebauung mit Doppelhaushalften
oder Ein- bis Zweifamilienhduser in Fortflh-
rung der bisherigen Bauweise und Hohe,
entlang dem StralRenverlauf der Kanzel-
und StudiostralRe, unter Beibehaltung des
FulRweges entwickelt werden sollte.

Beide Varianten:

Es wird gefragt, wie ein derartiger Wohn-
block bezogen auf beide Varianten in die-
sen Bebauungsplan passt. Eine behutsame
Nachverdichtung sei nicht erkennbar. Das
Ortsbild werde sich massiv andern.

Es wird beflirchtet, dass durch die Woh-
nung Uber dem Gemeinderaum in beiden
Varianten der direkte Blick auf angren-
zende Grundstlcke unvermeidlich sei. Wei-
ter wird kritisiert, dass sich der Grenzab-
stand von 6 bzw. 7,5 Meter deutlich gegen-
Uber der jetzigen Bebauung verringert und
angrenzende Nachbarn mit einem geringe-
ren Abstand vor eine hohe, 17 Meter lange
Fassade blicken wiuirden. (erhdhtes Ge-
schosshéhe Gemeindesaal plus Oberge-
schoss plus evtl. Dachneigung)

schritten werden. Generell sieht das der-
zeitige stadtebauliche Konzept eine Ab-
wandlung von Variante zwei vor, die
eine Bebauung mit vier Einzelgebaude-
korpern umsetzen soll. Die geplante Ge-
baudehdhe (Flachdach, maximal zwei
Vollgeschosse) soll dabei die maximale
Firsthohe im Umfeld nicht Gberschreiten
und soll so dazu beitragen, dass das
Konzept in die Umgebung einflgt. Eben-
falls tragt die Reduzierung der Wohnein-
heiten auf 25 - 30 dazu bei, dass die An-
zahl an Bewohnern im Quartier reduziert
wird. Der dorfliche Charakter wird durch
die geplanten Festsetzungen nicht ge-
stort.

Des Weiteren wird die Durchwegung
beibehalten.

Das stadtebauliche Konzept sieht Ge-
schosswohnungsbau vor. Die derzeit
geplante Nutzung sieht ggf. betreutes
Wohnen vor. Diese Nutzung erfordert
andere Grundrisstypen. Die Gemein-
schaftsanlage wird weiterhin in einer
Hand bleiben. Insgesamt werden den
Belangen des Wohnens eine hdhere Pri-
oritdt zugeschrieben. Auch durch die
Kirchennutzung waren bereits gréfere
und massivere Gebaudeformen am Vor-
habenstandort vorhanden. Zusatzlich
werden Festsetzungen getroffen, die ei-
nerseits ein Einflgen in die Umgebung
gewahrleisten und andererseits einen
eigenen Charakter fur das neue Ensem-
ble/Quartier ermdglichen.

Unzumutbare Wirkungen aufgrund von
zu nahen aneinander liegenden Gebau-
den werden durch Vorgaben in der Lan-
desbauordnung bzgl. Bebauungsab-
stande (Abstandsflachenregelung) ver-
hindert. Die Konformitat zu den entspre-
chenden Regelungen muss im Bauge-
nehmigungsverfahren  nachgewiesen
werden (Konfliktverlagerung). Durch
den Nachweis der Einhaltung der erfor-
derlichen Abstandsflachen werden ge-
sunde und sozialvertragliche Wohn-/ Ar-
beitsverhaltnisse (Belichtung, Beson-
nung, Bellftung) insbesondere auch fir
die bisherigen Anlieger gewahrleistet.
Ein origindres Rucksichtnahmegebot
auf Ebene der Bebauungsplanung exis-
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tiert nicht. Dartber hinaus ist eine unver-
haltnismaRige Beeintrachtigung nach-
barlicher Belange aufgrund der Plankon-
zeption nicht erkennbar. Der gewahlite
Grenzabstand geht bereits tUber die Min-
destabstandsflachen hinaus. Die festge-
setzte 2-Geschossigkeit entspricht der
vorhandenen umliegenden Bebauung
und wird durch eine max. Gebaudehodhe
ebenfalls entsprechend der Umge-
bungsbebauung begrenzt. Das Staffel-
geschoss muss allseitig zuruckspringen.
Zusatzlich begrenzt die Festsetzung ei-
ner offenen Bauweise, zusammen mit
den ausgewiesenen Baufenstern die
Gebaudekodrpergrofie, wohingegen die
lange Zeit existierende Bestandsbebau-
ung Uber eine deutlich langere Fassa-
denlange verfugte als die derzeit ge-
planten Baufenster zulassen. Insgesamt
erscheint eine malvolle Nachverdich-
tung aufgrund der vorhandenen Block-
tiefe sowie der bisherigen Nutzung und
Baukorper an dieser Stelle mit 3 Baurei-
hen als angemessen.

Thema: Griinflaichen und Geholze:

Es wird gefragt, was mit den Baumen im
sudlichen Teil des Plangebietes an der Stu-
diostral’e geschehen werde. Weiter wird
darauf hingewiesen, dass die Baume zur
Auflockerung des StralRenbildes beitragen,
bereits Uber 40 Jahre alt sind und auf jeden
Fall in den neuen Bebauungsplan integrier-
ten werden sollten.

Es wird um Prifung geben, ob die Spiel-
platze der Umgebung ausreichen.

Ein Teil der Bdume im sudlichen Teil des
Plangebietes an der Studiostralie soll
nach Moglichkeit erhalten bleiben.
Durch die Planungen werden jedoch
Baume innerhalb der Plangebietsgren-
zen in Anspruch genommen. Vor der Be-
seitigung der Baume ist jedoch durch
eine umweltfachliche Baubegleitung si-
cherzustellen, dass bei der Entfernung
der Vegetationsbestanden oder des
Oberbodens die Flachen frei von einer
Quartiernutzung durch Végel sind. Ins-
gesamt soll dem stadtebaulichen Kon-
zept mit der hofbildenden Bebauung und
dem Belang des Wohnens Vorrang ein-
geraumt werden.

Aufgrund der geplanten Wohneinheiten
entsteht ein Bedarf an weiteren Spiel-
platzflachen. Durch die Entwicklung von
ca. 25-30 neuen Wohneinheiten ergibt
sich ein zusatzlicher Spielflachenbedarf
von 315 m2 Da innerhalb des Plange-
bietes keine neuen Spielflachen vorge-
sehen sind, ist der Spielflachenbedarf
durch eine Abstandszahlung auszuglei-
chen. Die Abstandszahlung soll zur Auf-
wertung des knapp 800 m? grof3en Spiel-
platzes sudlich der Studiostralle einge-
setzt werden.
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Thema: Stellplatzsituation im und um
das Plangebiet. Stellplatzbedarf und zu-
satzliches Verkehrsaufkommen.

Es wird bemangelt, dass die Parkraumbe-
wirtschaftung schwierig sei und nicht be-
achtet wurde. Schon jetzt sei flr die An-
wohner um das geplante neue Wohngebiet
herum die Parkplatzsituation unbefriedi-
gend. Die Parkplatze in Siden wirden da-
fur sorgen, dass die bereits bestehenden
Bewohner keine Parkplatze zur Verfugung
stehen und zuséatzlich dafiir, dass durch die
Parkplatzsuche weitere Emissionen entste-
hen.

Es wird die Meinung vertreten, dass Park-
platze nicht aul’en an die Studio- oder Kan-
zelstralle gesetzt werden durften, sondern
innerhalb des neuen Komplexes integriert
werden sollten, ohne dass die Bebauung
naher an die seitlichen oder noérdlichen
Grundstucksgrenzen rlicke.

Es wird erklart, dass sich der Parkraumbe-
darf bei o6ffentlichen Veranstaltungen der
Kirche bzw. der Gemeinderaumes erhéhen
werde. Dies seien etwa 6-7 Veranstaltun-
gen pro Woche und die Teilnehmer, grof-
tenteils Sensorien, wirden aufgrund der
eingeschrankten Mobilitdt und der schlech-
ten Erreichbarkeit mit dem Auto kommen.
Weiter wird darlegt, dass die derzeit beste-
henden 24 Stellplatz nicht ausreichen wir-
den und entlang der Kanzelstral3e, Studio-
stral’e und Dengelstrale Fahrzeuge abge-
stellt werden wirden. Es wird beflirchtet,
dass durch die Parkplatzsuche ein erhéh-
tes Verkehrsaufkommen entstiinde, das
aus Umweltschutzgrinden, dem Sicher-
heitsaspekt und der Larmbelastung nicht
wilnschenswert sei.

Es wird dafir pladiert, dass der jetzige Stell-
platz an der Kirche / Gemeinde bestehen
bleibt, wodurch ebenfalls das Parkproblem
an der Studiostralle geldst sei.

Argumentiert wird, dass bei bis zu 36 neuen
Wohnungen auch entsprechend dazu die

Das derzeitige stadtebauliche Konzept
sieht vor, den Stellplatzbedarf einerseits
Uber orthogonale Stellplatze zur Stralle
an der Studio- und Kanzelstral3e und an-
dererseits Uber die zusammenhangende
Stellplatzanlage nérdlich der Kanzel-
stral’e zu decken.

Im Rahmen der Ausflhrungsplanung
wird abschlielend festgestellt wie viele
Stellplatze bendtigt werden. Diese mus-
sen im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens vollstdndig nachgewiesen
werden.

Der Stellplatzbedarf soll auf den Grund-
stiicksflachen des Eigentimers gedeckt
und nicht innerhalb der offentlichen Ver-
kehrsflache umgesetzt werden. Die vor-
gegebenen Abstandsflachen miuissen
eingehalten werden. Dadurch sind Ver-
schiebungen der Baufenster nicht mehr
mdglich. Es besteht kein Recht im &f-
fentlichen Strallenraum zu parken. Der
Stellplatzbedarf soll auf den Grundstu-
cken gedeckt werden.

Ob und wie viele Veranstaltungen der
Kirche wochentlich stattfinden, liegt im
Zustandigkeitsbereich der evangeli-
schen Kirche. Im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung kdénnen dahinge-
hend keine Aussagen getroffen werden.
Die Einrichtungen der evangelischen
Kirche Altenhagen werden perspekti-
visch nicht mehr vollstandig genutzt,
wodurch auch mit einer Verringerung
des kirchlichen Angebotes zu rechnen
ist. Der Stellplatzbedarf wird der zukinf-
tigen Nutzungskapazitat entsprechend
angepasst.  Verkehrskonflikte  oder
Larmbelastungen sind voraussichtlich
nicht zu erwarten.

Das derzeitige stadtebauliche Konzept
sieht eine Erhaltung der Stellplatzanlage
VOr.
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gleiche Anzahl Abstellflachen fur PKW be-
reitzustellen seien. Weiter wird darauf hin-
gewiesen, dass diese Berechnung praxis-
fern sei und erfahrungsgemaf in diesem
Ortsteil Uberwiegend zwei Fahrzeuge je
Haushalt genutzt werden. Es wird ange-
merkt, dass ohne Tiefgaragen gebaut wer-
den wirde und Stellplatze kaum vorgese-
hen seien.

Gemal der Stellplatzsatzung der Stadt
Bielefeld vom 01.01.2019 mdussen ent-
sprechend der Anzahl der Wohneinhei-
ten Stellplatze nachgewiesen werden.
Sofern eine Uberdurchschnittlich gute
OPNV-Anbindung vorliegt, darf von die-
ser Anzahl abgewichen werden. Von ei-
ner (berdurchschnittlich guten OPNV-
Anbindung ist in der Regel auszugehen,
wenn sich in weniger als 600 Metern
Entfernung vom Hauseingang mindes-
tens eine Haltestelle des OPNV befin-
det, die werktags in der Zeit zwischen
6.00 und 19.00 Uhr in einem Takt von
durchschnittlich héchstens 30 Minuten
je Fahrtrichtung bedient wird (Halte-
stelle: Bl-Altenhagen Kirche; Entfernung
ca. 200m). Eine Festsetzung der Zahl
der Stellplatze ist im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung nicht maoglich.

Thema: Neue Larmbelastung durch das
Plangebiet.

Der vorhandene Parkraum wuirde nicht
ausreichen, wodurch fiir die Anwohner von
einer erhéhten Larmbelastung auszugehen
sei.

Es wird gefragt, ob Larmschutzmalinah-
men bei Veranstaltungen im Gemeindesaal
geplant sind, da der Raum auch fir kirchen-
fremde Veranstaltungen vermietet wird.

Gemaly dem aktuellen stadtebaulichen
Konzept sind zusatzliche Stellplatze fir
die neuen Wohneinheiten geplant. Nach
derzeitigem Stand sind dadurch keine
Larmkonflikte zu erwarten.

Aktive Larmschutzmalinahmen sind der-
zeit nicht geplant. Im Falle einer Uberpla-
nung der Bestandsgebaude an der Kaf-
kastraRe sind passive Larmschutzmal3-
nahmen notwendig. Insgesamt ist die ge-
nannte Nutzung (Gemeindesaal) in ei-
nem Allgemeinen Wohngebiet als ver-
traglich anzusehen. Der Bebauungsplan
sieht ein Allgemeines Wohngebiet vor.
Die gebietstypischen Maximalwerte flr
Larmimmissionen in Allgemeinen Wohn-
gebieten mussen eingehalten werden.

Thema: Gemeindesaal der Kirche (Ver-
anstaltungen)

Es wird kritisiert, dass der Bereich zwi-
schen Gemeinderaum und angrenzenden
Grundstlick als Aufenthalts- und Freiflache
fur Veranstaltungen ausgebaut werden soll.
Der Raum und die AuRenflache werde in-
tensiv fur Veranstaltungen der evangeli-
schen Gemeinde genutzt. Darliber hinaus
werde an freien Terminen der Raum an kir-
chenfremde Vereine und Gruppen kom-
merziell vermietet. Dadurch entstiinde u.a.
eine erhdhte Larmbelastung, die zu einer

Der Bebauungsplan sieht ein Allgemei-
nes Wohngebiet vor. Die gebietstypi-
schen Maximalwerte flr Larmimmissio-
nen in Allgemeinen Wohngebieten mus-
sen eingehalten werden. Nach derzeiti-
gem Stand sind keine Konflikte zu erwar-
ten. Eine genaue Betriebsbeschreibung
ist im Bauantragsverfahren vorzuneh-
men. Die Nutzung in einem allgemeinen
Wohngebiet ist grundsatzlich zulassig.
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erheblichen Beeintrachtigung der Lebens-
qualitat fihre. Die gesamte Nutzung ginge
weit Uber das normale Mal} hinaus, das un-
ter Nachbarn zu dulden sei. Beflirwortet
wird daher ein Anbau eines Gemeinderau-
mes an der Ostlichen Seite des Kirchturms.

Thema: FuBwegeverbindungen inner-

halb des Plangebietes

Es wird daflr pladiert, dass der FulRweg
von der StudiostralRe zur Kanzelstral3e in
seiner jetzigen Form mit dem Grinstreifen
zur Grundstiicksgrenze bestehen bleiben
soll.

Der Anregung wird teilweise gefolgt.
Eine Durchwegung bleibt vorhanden, sie
wird doch verschoben. Durch die Ver-
schiebung des FuRweges gemal dem
aktuellen stadtebaulichen Konzept in die
Mitte des Plangebietes entsteht im sud-
lichen Teil eine Platzsituation, die stad-
tebaulich gesehen attraktiver zu bewer-
ten ist als der bestehende Verlauf des
FuRBweges. Des Weiteren ist wird durch
die Verlegung eine durchgehende, mit-
tige Querung des Quartiers ermoglicht.

Sonstige Themen:

Es wird um Prifung gebeten, ob durch das
erhohte Verkehrsaufkommen und die
dadurch entstehende Parkplatznot die Ret-
tungswege fur Feuerwehr, RTW, etc noch
ohne eine Behinderung sichergestellt
seien.

Es wird gefragt, wie hoch die Versiegelung
der Oberflache sei. Weiter wird darauf hin-
gewiesen, dass schon jetzt 2-3-mal im Jahr
die Keller der Studio- und Kanzelstralle
volllaufen wiirden.

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung
der Behdrden und sonstigen Trager of-
fentlicher Belange gemal § 4 (1) BauGB
werden u.a. auch das Feuerwehramt so-
wie das Amt fur Verkehr beteiligt. Sofern
die Stellungnahmen auf Probleme hin-
weisen wurden, misste die Planung da-
hingehend geandert bzw. angepasst
werden. Die Beteiligung der Fachamter
zeigt, dass nach derzeitigem Stand keine
Konflikte zu erwarten sind.

Der Versiegelungsgrad wird Uber die
GRZ festgelegt. Die Planung sieht fur
das allgemeine Wohngebiet eine Versie-
gelung von 0,4 entsprechend derim § 17
BauNVO vorgesehenen Obergrenze vor.
Hierdurch ist eine optimale Ausnutzung
der Baugrundstiicke entsprechend den
aktuellen Anforderungen an Wohnge-
baude moglich. Des Weiteren sollen ge-
maf der Stellungnahme im Rahmen der
friihzeitigen Beteiligung seitens des Um-
weltbetriebes der Stadt Bielefeld die neu
zu bebauenden Grundstiicke durch ge-
eignete konstruktive MalRnahmen Uber-
flutungssicher ausgestaltet werden. Erd-
geschossfulibéden sollen mindestens in
einer Stufenhdéhe oberhalb der Bezugs-
héhe angeordnet werden. Tiefgaragen,
Keller, Souterrainwohnungen und sons-
tige Radume unterhalb der Bezugshohe
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Grundschulplatze vorhanden sind.

Es wird gefragt, ob ausreichend Kita- und

sollten Uberflutungssicher ausgebildet
werden, d.h. Kellerfenster und Keller-
schachte sowie Zugange, Zu- und Aus-
fahrten sind durch geeignete Malnah-
men (z. B. durch ausreichend hohe Auf-
kantungen/Schwellen gegenliber der Be-
zugshohe) gegen oberflachliches Ein-
dringen von Niederschlagswasser zu
schutzen. Zusatzlich sind Grindéacher
bei Flachdachgebauden geplant, die ei-
nen Teil des Regenwassers aufnehmen
kénnen.

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung
der Behdrden und sonstigen Trager of-
fentlicher Belange gemaf § 4 (1) BauGB
werden u.a. auch das Amt fur Schule be-
teiligt. Die Stellungnahme zeigt, dass
durch die zusatzlichen Wohneinheiten
ein Bedarf entsteht. Ab dem Schuljahr
2022/23 wird daher im Rahmen der
Schulentwicklungsplanung ein zusatzli-
ches Kind pro Jahrgang bericksichtigt.
Das Amt flr Jugend und Familien hat be-
zuglich der Kita-Platze keinen Bedarf an-
gemeldet, daher wird davon ausgegan-
gen, dass der Bedarf Gber die vorhande-
nen Kitas im Umfeld gedeckt werden
kann.

Vermerk

liber den Unterrichtungs- und Erérterungstermin im Rahmen der friihzeitigen Offent-

lichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB

Ort:

Datum: 31.01.2020
Beginn: 18:00 Uhr
Ende: 19:10 Uhr
Teilnehmer:

Bezirksburgermeister: Herr Sternbacher

Verwaltung: Herr Diekmann (Bauamt der Stadt)
Planungsbiro: Herr Lenz (Planungsbiiro Hempel + Tacke GmbH)

Anwesende Biirgerinnen und Biirger:

ca. 60

Gemeindesaal der ev. Kirche in Altenhagen, Studiostr. 23, 33729 Bielefeld

Herr Sternbacher erdffnet die Veranstaltung, begriRt die Anwesenden und leitet die Veran-
staltung ein. Er erlautert, dass es sich bei einem Bebauungsplan um ein formliches Verfahren
handelt. Er weist auf die Moéglichkeiten zur Aufderung der Blrger hin und erklart, wie die Au-

Rerungen behandelt werden.
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Herr Diekmann erlautert den mehrstufigen Ablauf eines Bebauungsplanverfahrens und weist
auf den aktuellen Verfahrensstand — die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und die pa-
rallele Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange — hin.

Danach legt Herr Diekmann dar, dass das vorliegende B-Planverfahren mit zwei Varianten in
die friihzeitige Beteiligung geht, um Planungsalternativen aufzuzeigen, dass aber zum Ent-
wurf - unter Beriicksichtigung der Auswertung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit
sowie der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange - eine Planungsvariante erar-
beitet wird, mit der der B-Plan weitergefiihrt wird.

Herr Lenz stellt die Vorentwurfs-Planung mittels Beamerprasentation vor. Dabei geht er ins-
besondere auf Folgendes ein:

die Lage, GroRRe des Plangebietes,

die Situation im Plangebiet und seiner Umgebung,

die derzeitige Darstellung im FNP sowie die erforderliche FNP-Berichtigung,

das bestehende Planungsrecht, den Bebauungsplan Nr. llI/A 1,

die Ziele und Zwecke der Planung: Nachverdichtung mit Wohnbebauung, Gemeindes-
aal, Erhaltung des Kirchturms,

die Variante 1, deren Festsetzungen eher einen bestandssichernden Charakter auf-
weisen,

die Variante 2, deren Festsetzungen eher einen nachverdichtenden Charakter aufwei-
sen,

die geplanten Bebauungsplanfestsetzungen zu beiden Varianten.

Zu der Planung werden die nachstehenden Fragen und Anregungen vorgetragen:

Themenbereich Stellplatze im Plangebiet und auBerhalb

Der Bezirksbirgermeister stellt selbst die Frage nach der Stellplatzsituation, da diese
bereits jetzt schon als schwierig angesehen wird.

Verschiedene Biirger sprechen an, dass sich in den Gestaltungsplanen Stellplatze auf
den bestehenden Grundstlcken befinden, und dass in beiden Varianten zu wenig Stell-
platze bei der derzeit geplanten Anzahl der Wohneinheiten (WE) zur Verfligung stan-
den.

Ein Burger fuhrt an, dass in Variante 2 bei geplanten 35 WE ein Stellplatzschlussel von
1,4 notwendig sei und somit knapp 49 Stellplatze bendtigt wirden.

Bezlglich der Immissionen der Stellplatze wurde darauf hingewiesen, dass diese nicht
nahe den Schlafriumen der Gebaude angeordnet werden sollten.

Themenbereich Wege / Platz im Plangebiet

Ein Blrger spricht an, dass die Wege innerhalb des Plangebietes qualitativ gesichert
werden mussen, auch bezogen auf die Beleuchtung.

Es wird die Frage gestellt, inwieweit die Wege innerhalb des Geltungsbereiches be-
fahrbar sein werden, bezogen auf das Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht in beiden Vari-
anten, (aufgrund des Begriffs ,Fahrrecht).

Das Weitern wird gefragt, ob der zentrale Platz in Variante 2 mit dem Pkw befahrbar
sein werde oder ob er lediglich dem Ful3- und Radverkehr zugeteilt werde. Die Birger
fordern, dass dies in der weiteren Planung beibehalten wird und der Weg sowie der
Platz nicht befahrbar sein sollte.
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Es wird gefragt, wie die neuen Gebaude im ndrdlichen Teil der zweiten Variante er-
schlossen werden.

Themenbereich Zulassigkeiten / Festsetzungen

Es kommt die Frage nach den Geschossigkeiten in beiden Varianten auf.

Ein Burger stellt die Frage, was mit den vorhandenen Gebauden im nérdlichen Bereich
geschehen soll.

Eine Burgerin merkt an, dass die Nachbarn im nérdlichen Teil des Plangebietes durch
die Planung benachteiligt werden. Bisher war nur Variante 1 im Gesprach und plétzlich
gabe es eine 2. Variante. Es werde Ubergangen, was direkt angrenzt. Folglich missten
mehr Parkplatze entstehen, wodurch wiederum mehr Larm entsteht.

Ein Blrger fragt nach der Zulassigkeit von Schank- und Speisewirtschaften im Allge-
meinen Wohngebiet und merkt an, dass in einem Reinen Wohngebiet auch ein Ge-
meindesaal zulassig ware.

Es wird angemerkt, dass die Ausdehnung bzw. MalRe der Gebaude im Gestaltungs-
und Nutzungsplan nicht Gbereinstimmen (Baufenster / Gebaudekdrper).

Ein Burger fragt, ob der Hof vor dem Gemeindesaal fiir temporare Nutzungen wie bei-
spielsweise einen Weihnachtsmarkt oder bestimmte Feierlichkeiten, bis zur Grenze der
Nachbargrundstiicke angeordnet werden dirften.

Themenbereich Wohneinheiten / Gemeindesaal

Ein Blrger sagt, dass die Stellplatzsituation nebensachlich und ein Gemeindesaal we-
sentlich wichtiger sei. Diese Nutzung bendtigt Stellplatze, derzeit stehen jedoch zu we-
nig zur Verfugung.

Ein Birger fordert einen Saal flr kirchliche Veranstaltungen, die weiterhin auf dem
Areal stattfinden werden. Er fragt zudem, ob dies auch aufgrund der Anzahl der
Wohneinheiten in Variante 2 maoglich sei.

Ein Blrger bemangelt Variante 2 und merkt an, dass der ,,GrolRe Klotz" in Variante 2
nicht in die Nachbarschaft passe und 35 Wohneinheiten zu viele waren.

Der Bezirksbirgermeister erklart, dass der Kirchenkreis zugesagt hat, dass ein Saal
mit etwa 90 m? realisiert werden soll, um einen Teil der Gemeindearbeit weiterhin zu
ermdglichen. Der Burger fuhrt weiterhin an, dass der Gemeindesaal eine andere Ge-
schosshdhe hat und dies im Zuge der Planung zu bertcksichtigen sei.

Von den Biirgern wird gefragt,

ob ein kurzfristiger Baubeginn, mdglicherweise schon im Juli 2020, geplant sei,
Uber welche Stralen der Baustellenverkehr erfolgen wird,

inwieweit Bestandsgrundstlicke durch Zufahrtslarm, Stralenbeeintrachtigungen und
Reinigung betroffen sei wiirden,

ob fur die Anwohner Kosten durch neue Abwasserkanéle entstehen konnten,
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ob aufgrund der Anzahl der geplanten Wohneinheiten ein zusatzlicher Bedarf an sozi-
alen Einrichtungen entstehen wird,

ob die Glocken des zu erhaltenden Kirchsturms weiterhin lauten werden, auch wenn
die Kirche nicht mehr vorhanden ware, wenn dies der Fall ware, wirde sich der Larm
auf die neue Wohnbebauung auswirken,

ob der Parkplatz fiur die Kirche, im nérdlichen Teil, erhalten wird oder ob dort Gebaude
entstehen sollen, nach der jetzigen Planung wirde der Stellplatz in beiden Varianten
wegfallen.

Einige Blrger stellen die Frage nach dem Investor. Gefragt wird, ob der Investor/Bau-
herr gleichzusetzen sei mit dem Eigentiimer und ob es der evangelische Kirchenkreis
sei.

Der Bezirksburgermeister erklart, dass jeder Eigentimer sich an die Festsetzungen
des Bebauungsplanes halten muss. Auch die Kirche darf nur so bauen, wie der Be-
bauungsplan es vorschreibt. Ein Bauantrag ist in jedem Fall erforderlich.

Von einigen Blrgern wird angemerkt, dass die zweite Variante auf eine Gewinnmaxi-
mierung abzielt.

Ein Burger richtet einen Hinweis an die Kommunalpolitik: Der Gemeindesaal werde
nicht nur von der Kirchengemeinde genutzt und es musste im Interesse der Kommu-
nalpolitik sein, dass der neue Saal groRRer als 90 m? werde.

Nachdem keine weiteren Fragen und Anregungen vorgebracht werden, schliel3t Herr Sternba-
cher den Eroérterungstermin und weist dabei nochmals darauf hin, dass sich die Blrger mit
ihren Anregungen an das Bauamt wenden kénnen.

I A

Julian Lenz
(Hempel + Tacke GmbH)
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Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung

der Behorden u. Trager offentlicher Belange gemaR § 4 (1) BauGB
zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. IIl/A 19 ,,KanzelstraBBe / StudiostraBe”

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Behérden sowie der sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange (03. Dez 2019 — 10. Feb. 2020) sind zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der
Planung AulRerungen vorgebracht worden.

Im Folgenden werden die Auerungen mit der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dar-
gestellt.

Es wurden folgende Stellungnahmen vorgetragen:

Nr.

Lfd.

Einwender
Datum

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise)
(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme
der Verwaltung

1.4

Stadt Bielefeld

Untere Natur-
schutzbehorde

20.02.2020

Im Rahmen des Artenschutzgutachtens
sind die Gebaude der Johanniskirche
sowie das Gemeindezentrum auf das
Vorkommen planungsrelevanter Vogel-
und Fledermausarten zu untersuchen.

Zum Schutz von Grund und Boden ist
die Variante 2 zu bevorzugen, da hier
mehr Wohneinheiten realisiert werden
kdénnen.

Die Hinweise bezuglich des Un-
tersuchungsumfangs zum Arten-
schutz werden zur Kenntnis ge-
nommen. Im Vorfeld des Abris-
ses der Johanniskirche sowie des
Gemeindezentrums wurde das
Vorkommen von Vogel- und Fle-
dermausarten untersucht.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Im Bebauungsplan
wird die Variante 2 weiterverfolgt,
allerdings mit einer verkleinerten
Uberbaubaren Grundstticksfla-
che, um die Abstande zu benach-
barten Grundstiicken zu vergro-
Rern. Zusatzlich wird dadurch die
Anzahl der Wohneinheiten auf ca.
30 - 35 reduziert, um die Einglie-
derung des Quartiers in das stad-
tebauliche Umfeld zu verbessern.

1.4

Stadt Bielefeld

Untere Wasser-
behorde

20.02.2020

Untere Wasserbehorde im Hinblick
auf Grundwasser, der unteren Abfall-
behorde und der unteren Boden-
schutzbehorde

Aus Sicht der o. g. Belange stehen keine
Bedenken gegen die Planung.

Untere Wasserbehorde im Hinblick
auf Oberflaichengewasser

Gewasserokologie, Hochwasserschutz
Gewasser und Uberschwemmungsge-
biete befinden sich nicht im Plangebiet.

Niederschlagswasserbeseitigung
nach § 55 WHG in Verbindung mit §
44 LWG

Das Plangebiet entwassert im Mischsys-
tem Uber die vorhandene Kanalisation
an der Einleitungsstelle E 5/8 (RUB Al-

Keine Abwagung erforderlich.

Keine Abwagung erforderlich.

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Nach Rickspra-
che mit dem Umweltbetrieb wer-
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Lfd.
Nr.

Einwender
Datum

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise)
(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme
der Verwaltung

tenhagener Stralle). Da sich das Plan-
gebiet inmitten eines kanalisierten
Mischsystems befindet, ist eine sepa-
rate ortsnahe Einleitung nicht mdglich.
Der Untergrund eignet sich gem. Boden-
karte NRW nicht zur Versickerung.

den keine offentliche Entwasse-
rungseinrichtungen innerhalb des
befahrbaren Wohnweges bend-
tigt. Die hinten liegenden Bau-
fenster kdnnen somit nicht direkt
an die ¢ffentliche Kanalisation an-
geschlossen werden. Eine An-
schlussmaéglichkeit an den 6ffent-
lichen Mischwasserkanal in der
Kafkastrafle besteht somit nur
Uber die vorderen Grundsticke.
Die Durchleitungsrechte zuguns-
ten der Hinterlieger sollten privat-
rechtlich oder grundbuchrechtlich
gesichert werden.

1.16

Stadt Bielefeld

Untere Denk-
malbehorde

10.02.2020

Die Belange der Denkmalpflege gemaf
§ 1 Abs. 5 BauGB und § 1 DSchG NRW
werden nicht berthrt, da sich im Plange-
biet zurzeit keine eingetragenen Bau-
und Bodendenkmaler befinden.

Das Ensemble der Kirche mit Glocken-
trager sowie des Gemeindehauses, des
Kindergartens und des Pfarrhauses ent-
stand in den Jahren 1968-1970. Es weist
typische Stilelemente seiner Zeit auf.
Eine Uberprifung des LWL von 2018 al-
ler Kirchenbauten im Bereich der Evan-
gelischen Landeskirche in Westfalen,
die nach 1945 entstanden sind, ergab,
dass das Ensemble rund um die Johan-
niskirche in der Kanzelstralle 22 keinen
ausreichenden  Zeugniswert  bean-
sprucht, um als Denkmal eingestuft zu
werden. Wir als Untere Denkmalbe-
horde stimmen dieser Einschatzung zu.
Kirchenbauten sind in der Regel wich-
tige Teile der Ortsgeschichte.

Es wird darum gebeten, vor Abbruch
eine umfangreiche Dokumentation fur
das Stadtarchiv anzufertigen. Es wird
befiirwortet, dass der Glockenturm als
identitatsstiftendes Element erhalten
bleibt. Auszuge der zuvor gewlnschten
Dokumentation kdénnten dort ggf. ge-
zeigt werden und so die Erinnerung an
die Vergangenheit wachhalten.

Aus stadtebaulicher und vor allem stadt-
raumlicher Sicht ist die Platzierung der
Baufelder bzw. der geplanten Gebaude
nicht nachvollziehbar. Der offentliche
Raum wird von Gebaudekanten be-
grenzt und durch diese in einen o6ffentli-
chen zur Strale hin und einen privaten,
ruckwertigen Bereich geteilt. Der Vor-
garten ist ein halboffentlicher Bereich,
der den 6ffentlichen Raum entscheidend

Keine Abwagung erforderlich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen.

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und an den Vor-
habentrager weitergegeben. Der
Turm bleibt erhalten, wird jedoch
nicht mehr fur weltliches Lauten
genutzt.

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Durch die ge-
plante Anordnung der Baufenster
entsteht im sddlichen Teil des
Plangebietes eine Platzsituation,
die einen halboffentlichen Cha-
rakter vorweist. Durch die damit
verbundene Anordnung der Ge-
baude und neuer Platzsituation
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Lfd.

Nr.

Einwender
Datum

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise)
(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme
der Verwaltung

mitpragt. So stellt sich auch die bishe-
rige Struktur des Baublocks Kafka-
strale/KanzelstralRe/Hirseweg mit Aus-
nahme des Gebaudes Kanzelstralle 23
dar: Die Gebaude stehen parallel zur
StralRe. Zwischen Gebaude und Stralle
befindet sich ein Vorgarten. Das Baufeld
fur das Grundstick ,KanzelstralRe 20
sollte daher in Fortfihrung der Reihe -
analog der Hauser westlich des Grund-
stiicks — auf dem Grundstiick platziert
werden: Ein Vorgarten von ca. 5,00m
und parallel zur Strallenbegrenzungsli-
nie.

Der offentliche Raum wird in der vorlie-
genden Planung — das betrifft beide Va-
rianten gleichermalen - Uberwiegend
durch die Platzierung der Stellplatze ge-
pragt. Dieses gilt es zu vermeiden. Stell-
platze sollten im Vorgartenbereich bzw.
entlang der Strale nur untergeordnet
Platz finden.

Aufgrund des hohes Flachenverbrauchs
sollten ebenerdig so wenig Stellplatze
wie moglich vorgehalten werden. Sind
diese zwingend erforderlich, so sollten
sie seitlich auf dem Grundstick platziert
werden, um den 6ffentlichen Raum (von
Gebdudekante zu Gebaudekante) nicht
unnoétig breit zu machen und damit
Wege fur Fulligénger zu verlangern.

Auch sollte auf schief zur StralRe ste-
hende Gebaudeverzichtet werden.

Die neuen Erganzungsbauten neben
dem Turm, der erhalten wird, sollten auf
ca. 3,00m an die StralRe (parallel dazu)
heranriicken und die Stellplatze versetzt
werden. So ergibt sich vor dem Turm
eine schone Platzsituation und der pri-
vate, rickwertige Bereich vergrofiert
sich.

Die Neubauten an der Studiostral3e neh-
men in der Variante 2 die Flucht der
Nachbargebaude auf. Dies wird be-
grult. Hier ware zwar eine Verengung
des Strallenraumes wiinschenswert, um

entsteht ein Quartier mit einem ei-
genen Charakter, das sich den-
noch in das stadtebauliche Um-
feld einflgt. Zusatzlich wird eine
fuBlaufige Querung mittig im
Plangebiet ermdglicht.

Der Anregung wird tlw. gefolgt.
Die Festsetzung zur Vorgartenbe-
grunung wird dahingehend ange-
passt, dass Freiflachen zwischen
Straflenbegrenzungslinie und
Baugrenze (,Vorgartenflache®) zu
maximal 1/3 als Stellplatze, Zu-
fahren, Wege und sonstige Ein-
richtungen sowie lose minerali-
sche Schiittungen z.B. Steine o-
der Kies (,Schottergarten®) befes-
tigt werden. Mindestens 2/3 sind
unversiegelt zu belassen und
gartnerisch als Vegetationsflache
anzulegen und dauerhaft zu un-
terhalten. Wasserundurchlassige
Materialien und Sperrschichten
sind aulRerdem unzuldssig.

Eine Platzierung der Stellplatze
seitlich auf dem Grundstick ist
aus stadtebaulichen Griinden
(stadtebauliches Konzept) nicht
vorgesehen. Zusatzlich wird eine
Mindestbegriinung je Grundstiick
festgesetzt.

Der Anregung wird nicht gefolgt.
Im Bebauungsplan wird im weite-
ren Verfahren die Variante 2 in
abgewandelter / verkleinerter
Form weiterverfolgt. Das stadte-
bauliche Konzept sieht eine ortho-
gonale Ausrichtung der geplanten
Gebaude um den Turm vor, um
inmitten des Plangebietes eine
von allen Seiten gefasste Innen-
hof- / Platzsituation zu schaffen.
Stellplatze werden demnach au-
Renherum angeordnet.

Der Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen.
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Lfd.
Nr.

Einwender
Datum

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise)
(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme
der Verwaltung

Wege im o6ffentlichen Raum kurz zu hal-
ten und den privaten, rickwertigen Be-
reich zu vergroflern. Da das Gebaude
aber damit ,aus der Reihe tanzen®
wirde, sollte wie in der Variante 2 vor-
geschlagen, darauf verzichtet werden.

Aufgrund der groRen Stralenraumbreite
der Studiostralle von ca. 23.50m sowie
der KanzelstralRe von ca. 19.00m (von
Gebaudekante zu Gebaudekante) ware
aus stadtraumlicher Sicht eine Dreige-
schossigkeit, sprich eine Traufhéhe von
ca. 10m, vorstellbar. Ein Verhaltnis von
StraBenraumbreite zu Gebaudehohe
von 1:1 wird als angenehm empfunden.
Dieses ist in dorflichen Strukturen, die
nach 1945 errichtet wurden, selten bis
nicht vorzufinden und an dieser Stelle
daher unpassend. Drei Geschosse
kénnte hier aber vertraglich sein.

Da das Gebiet von Satteldachern ge-
pragt ist und lediglich die Bauten fiir den
Gemeinbedarf bisher ein Flachdach hat-
ten, wird die Forderung von Sattelda-
chern begrift.

Insgesamt wird aus stadtgestalterischer
Sicht eher die Variante 2 favorisiert. Al-
lerdings mit oben beschriebenen Ande-
rungsvorschlagen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Geplant ist eine
zweigeschossige Bebauung mit
Staffelgeschoss und Flachdach.
Durch das Staffelgeschoss ent-
steht eine optische Dreigeschos-
sigkeit.

Der Anregung wird gefolgt und
es werden kiinftig neben Flachda-
chern auch Satteldacher im sudli-
chen Teil des Plangebietes zuge-
lassen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Im weiteren Verfah-
ren wird eine Abwandlung von
Variante zwei verfolgt, die u.a.
eine Bebauung mit vier Einzelge-
baudekorpern, fuBlaufiger Que-
rung sowie einer orthogonalen
Ausrichtung um den Turm vor-
sieht.

210

Deutsche Tele-
kom Technik
GmbH

21.01.2020

Im betroffenen Plangebiet sind teilweise
Telekommunikationslinien  (Tk-Linien)
der Telekom vorhanden, die aus beige-
fugtem Plan ersichtlich sind. Es ist nicht
ausgeschlossen, dass diese Tk-Linien in
ihrem Bestand und in ihrem weiteren Be-
trieb geféhrdet sind. Die Aufwendungen
der Telekom missen bei der Verwirkli-
chung des Bebauungsplans so gering
wie mdglich gehalten werden.

Deshalb bitten wir, unsere Belange wie
folgt zu berlicksichtigen:

Der Bestand und der Betrieb der vorhan-
denen Tk-Linien mussen weiterhin ge-
wahrleistet bleiben.

Wir bitten deshalb, konkrete MaRnah-
men so auf die vorhandenen Tk-Linien
abzustimmen, dass eine Veranderung
oder Verlegung der Tk-Linien vermieden
werden kann.

Die Hinweise bezuglich der beste-
henden sowie der ggf. neu zu ver-
legenden Tk-Linien werden zur
Kenntnis genommen. Die Hin-
weise betreffen jedoch nicht das
Bebauungsplanverfahren,  son-
dern die nachfolgende Ausflh-
rungsplanung. Die Hinweise wer-
den an den Vorhabentrager wei-
tergegeben.
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Bei der Bauausfihrung ist darauf zu|Hinweis wird zur Kenntnis ge-
achten, dass Beschadigungen der vor- | nommen. Die Hinweise betreffen
handenen Tk-Linien vermieden werden | jedoch nicht das Bebauungsplan-
und aus betrieblichen Griinden (z. B. im | verfahren, sondern die nachfol-
Falle von Stérungen) der ungehinderte | gende Ausfiihrungsplanung.
Zugang zu den Tk-Linien jederzeit mog-
lich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass
sich die Bauausfuhrenden vor Beginn
der Arbeiten Uber die Lage der zum Zeit-
punkt der Bauausfihrung vorhandenen
Tk-Linien der Telekom informieren. Die
Kabelschutzanweisung der Telekom ist
zu beachten.
Zur eventuellen Versorgung neu zu er-| . . .
richtender Gebaude mit Telekommuni- | HiNweis wird zur Kenntnis ge-
kationsinfrastruktur durch die Telekom | "ommen.
ist die Verlegung neuer Tk-Linien im
Plangebiet erforderlich.
241 | Unitymedia Siehe Stellungnahme Vodafone
NRW GmbH
(07.02.2020)
211 | Vodafone NRW Glegej_n die 0. a. Planung haben wir keine | Keine Abwagung erforderlich.
Einwande.
GmbH
07.02.2020 Eigene Arbeiten oder Mitverlegungen | Der Hinweis wird zur Kenntnis
sind nicht geplant. genommen.
212 | Stadtwerke BI Die Stadtwerke Bielefeld GmbH vertritt | Der Hinweis wird zur Kenntnis

Netzinformation
und Geodaten

18.02.2020

im Rahmen von Bauleitplanungen in
Bielefeld die Belange der Betreiber der
Sparten Elektrizitdt, Fernwarme, Gas,
Wasser, Stralkenbeleuchtung und Tele-
kommunikation. Dabei handelt die
Stadtwerke Bielefeld GmbH im eigenen
Namen bezlglich der Sparten Fern-
warme und Wasser sowie gemal TKG
bezliglich der Sparte Telekommunika-
tion (Breitband). Bezlglich der Sparte
Telekommunikation (Breitband, LWL
und Tk-Cu) handelt sie gemall TKG im
Namen und Auftrag der BlTel Gesell-
schaft fur Telekommunikation mbH, be-
zuglich der Sparten Elektrizitdt und Gas
handelt sie im Namen und Auftrag der
SWB Netz GmbH und beziglich der
Strallenbeleuchtung im Namen und Auf-
trag der Stadt Bielefeld.

Diese Belange werden von den beab-
sichtigten Darstellungen/Festsetzungen
der anstehenden Bauleitplanung inso-
weit berlhrt, als dass planerische Fest-
setzungen zur Sicherung der Energie-

genommen.
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und Wasserversorgung getroffen wer-
den missen.

Hierzu regen wir an, den in dem beige-
figten Bebauungsplanentwurf durch
Planzeichen und Gelbfarbung gekenn-
zeichneten Standort der vorhandenen
Netzstation, die durch Eintragung einer
beschrankt personlichen Dienstbarkeit
im Grundbuch gesichert ist, gemal § 9
Abs.1 Ziff. 12 BauGB als Flache fir Ver-
sorgungsanlagen- Elektrizitat - in der
GrolRe von 3,25 x 5,50 m nachrichtlich
festzusetzen.

Weiterhin regen wir an, auf die Leitungs-
trassen zum Stationsgebaude, die eben-
falls durch Eintragung einer beschrankt
personlichen Dienstbarkeit im Grund-
buchgesichert sind und die wir in der An-
lage durch griine Farbung und Planzei-
chen dargestellt haben, je ein Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht gem. $ 9 Abs.1
Ziff. 21 BauGB zu Gunsten der Stadt-
werke Bielefeld GmbH nachrichtlich
festzusetzen.

Dariber hinaus regen wir an, auf die in
der Anlage durch rote Farbung und
Planzeichen dargestellte Trasse in der
Variante 1, die bereits mit einem Geh-
Recht festgesetzt wurde, auch ein Lei-
tungsrecht gem. 8 9 Abs.1 Ziff. 21
BauGB zu Gunsten der Stadtwerke
Bielefeld GmbH festzusetzen.

Bei Baumpflanzungen bitten wir das
DVGW-Regelwerk (GW 125) zu beach-
ten und sinngemal in die textliche Be-
grindung zu Ubernehmen:

Nach dem DVGW-Regelwerk (GW 125)
bzw. dem "Merkblatt Gber Baumstand-
orte und unterirdische Ver- und Entsor-
gungsanlagen" der Forschungsgesell-
schaft fur Strallen- und Verkehrswesen
ist bezuglich Baumpflanzungen im Be-
reich vorhandener Versorgungsleitun-
gen gemal Abschnitt 3.2 der genannten
Richtlinie zu verfahren.

Hieraus ist abzuleiten, dass bei Abstan-
den von uber 2,50 m zwischen Baum-
standort und AuRBenhaut der Versor-
gungsanlage i. d. R. keine Schutzmal-
nahmenerforderlich sind. Bei Abstanden
zwischen 1 m und 2,50 m ist der Einsatz
von SchutzmaRnahmenvorzusehen (z.
B. Einbau einer Wurzelsperre zum
Schutz von Versorgungsleitungen wie in
der Vergangenheit praktiziert). Bei Ab-

Der Anregung wird gefolgt und
eine Flache fir Versorgungsanla-
gen — Elektrizitat - im Bebauungs-
plan festgesetzt.

Der Anregung wird gefolgt und
ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
zu Gunsten der Stadtwerke Biele-
feld nachrichtlich festgesetzt.

Wird zur Kenntnis genommen.
Im Bebauungsplan wird jedoch
Variante 2 weiterverfolgt, aller-
dings mit einer verkleinerten Gber-
baubaren Grundstiicksflache, um
die Abstdnde zu benachbarten
Grundstiicken zu vergréRRern.

Der Anregung wird gefolgt. Die
Hinweise bezlglich von Bepflan-
zungen im Bereich von Kanaltras-
sen und zu Schutzmalnahmen
werden im Bebauungsplan unter
»oonstige Hinweise“ erganzt.
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stdnden unter 1 m ist eine Baumpflan-
zung nur in Ausnahmeféallen maoglich.
Bei dem Einbau der Wurzelsperre ist auf
jeden Fall zu beachten, dass der Ab-
stand von 0,30 m zwischen der Wurzel-
sperre und der Auflenhaut der Versor-
gungsanlage nicht unterschritten wird
(erforderlicher Arbeitsraum beider Be-
seitigung von Stdérungen). Die genann-
ten, auf Versorgungsleitungen anzu-
wendenden Kriterien gelten sinngemaf
auch fir kreuzende Hausanschlusslei-
tungen.

Bezuglich der Raumwarmeversorgung
des Plangebietes kénnen wir lhnen be-
reits zum jetzigen Zeitpunkt folgendes
mitteilen:

In der Ratssitzung am 27.1.2011 haben
die Stadtwerke Bielefeld das Energie-
konzept 2020 vorgestellt, welches auf
den am Energiekonzept der Bundesre-
gierung angelehnten und formulierten
Zielen der Stadt Bielefeld zugunsten ei-
ner nachhaltigen, klimafreundlichen Ver-
sorgung mit Elektrizitat und Warme fir
die Stadt Bielefeld basiert.

Das Konzept sieht auf der Grundlage
der in 2010 erarbeiteten ,Warmebe-
darfsstudie Bielefeld u.a. nachfolgende
Schwerpunktziele vor:

e Senkung des CO>2-AusstoRes fir
Bielefeld

e Erreichen einer hohen KWK-Quote
fur Bielefeld bis 2020

e Ausbau der dezentralen KWK-Strom-
erzeugung

Mit dem zertifizierten, glinstigen ,Pri-
marenergiefaktor’ der Fernwarme in
Bielefeld kénnen die hohen Anforderun-
gen der Energieeinsparverordnung
problemlos erfillt werden. Zur Erzeu-
gung von 1 kWh Nutzwdrme im Haus
wird rechnerisch lediglich 0,105 kWh Pri-
marenergie bei Nutzung der Bielefelder
Fernwdrme aufgewendet. Da die Fern-
warme zu Uber 96% in umweltfreundli-
cher und hocheffizienter Kraft-Warme-
Kopplung erzeugt wird, ist sie im EE-
WarmeG als Versorgung den Regenera-
tiven gleichgestellt und ist als gultige Er-
satzmaflinahme anerkannt.

Zur Erreichung der ehrgeizigen Klima-
Ziele ist daher insbesondere ein Ausbau

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen.
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der klimafreundlichen und ressourcen-
schonenden Fernwarme notwendig,
d.h.

¢ VVerdichtungen im bestehenden Fern-
warmegebiet
e Fernwarmesausbaumalnahmen
 Nahwarmekonzepie wie
¢ Nahwarmeinseln
e Objekt BHKW d.h. Versorgung
eines/mehrerer benachbarter,
grélerer Gebaude
e  Mikro BHKW
d.h. Versorgung einzelner 1 bis
2-Familienhauser

Mit Bezug auf den v.g. Sachverhalt re-
gen wir an, die Begriindung im Abschnitt
Ver-/ und Entsorgung, um den Unterab-
schnitt Warmeversorgung zu erganzen
und nachfolgenden Text zu Uberneh-
men.

~Auf der Grundlage des derzeit in der po-
litischen Beratung befindlichen Energie-
konzeptes der Stadtwerke Bielefeld
GmbH empfehlen wir die Raumwarme-
versorgung fur die Versorgung der gro-
Reren Gebaudekomplexe im sidlichen
Plangebiet

e durch den Aufbau einer Nahwar-
meinsel auf Basis eines gasbetriebe-
nen, dezentralen BHKW's - sicherzu-
stellen.”

Eine Nahwarmeinsel bietet sich u.E. fir
den Einsatz im betrachteten Gebiet di-
rekt an.

Der Anregung wird gefolgt und
der entsprechende Abschnitt in
der Begrindung erganzt.

213

moBiel GmbH
16.01.2020

Seitens der moBiel GmbH bestehen ge-
gen die Neuaufstellung des Bebauungs-
planesNr. IlI/A 19 ,Kanzelstrafte / Studi-
ostralBe" keine Bedenken. wir begrifien
die stadtebauliche Entwicklung durch
die Umstrukturierung in Richtung Wohn-
bebauung in Altenhagen mit Anschluss
an vorhandene Strukturen. Eine Innen-
entwicklung im Siedlungsbestand tragt
dazu bei, vorhandenelnfrastrukturen
besser auszulasten.

Bitte ersetzen und erganzen Sie fol-
gende Angaben zur ErschlieBung durch
den

OPNV in dem Kapitel 5.3 ,Verkehr und
ErschlieRung“ unter ,Offentlicher Perso-
nennahverkehr:

Keine Abwagung erforderlich.

Der Anregung wird gefolgt und
die Begrindung zum Bebauungs-
plan inhaltlich um die genannten
Ausflhrungen erganzt.
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Das Plangebiet wird durch die sich nérd-
lich des Gebietes befindliche Haltestelle
LAltenhagen Kirche® der Buslinie 33 er-
schlossen. Die Haltestelle befindet sich
unmittelbar angrenzend auf der Kafka-
stralde und ist somit in wenigen Minuten
zu Fuld erreichbar. Die Buslinie 33 ver-
kehrt Montag bis Freitag im Halbstun-
dentakt und am Wochenende stiindlich
in Richtung Milse und Sieker (Uber Hee-
pen und Stieghorst). Fir eine Verbin-
dung Richtung Zentrum/Hauptbahnhof
werden ungefahr 25 Minuten, sowie ein
Umstieg bendtigt.

Zusatzlich fahren schulbezogene Ver-
kehre der Linien 52 und 115 an Schul-
werktagen. In den Nachten Fr/Sa, Sa/So
und vor Feiertagen wird das Gebiet
durch die Nachtbuslinie N4 und die ca.
500m entfernte Haltestelle ,Pausenweg*
erschlossen. Diese erganzt das Tages-
netz an ihren Betriebstagen zu einem
Verkehrsangebot rund um die Uhr.
Damit weist das Plangebiet insgesamt
eine Basis fur die Etablierung nachhalti-
ger Mobilitatsstrukturen auf. Ausschlag-
gebend fiir die Nutzung des OPNV sind
u.a. attraktive, direkte, sichere und be-
leuchtete Rad- und FuBwegebeziehun-
gen zu der nachstgelegenen Haltestelle
»2Altenhagen Kirche“ sowie der Nacht-
bus- Haltestelle ,Pausenweg".

2.16

PLEdoc GmbH
10.01.2020

Wir beziehen uns auf lhre o0.g. Mal3-
nahme und teilen lhnen hierzu mit, dass
von uns verwaltete Versorgungsanlagen
der nachstehend aufgefiihrten Eigenti-
mer bzw. Betreiber von der geplanten
Mafnahme nicht betroffen werden:

* Open Grid Europe GmbH, Essen

» Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen

» Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG),
Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei
Nurnberg

» Mittel-Européische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen

» Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Essen

* Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG
(NETG), Dortmund

» Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH
(TENP), Essen

Keine Abwagung erforderlich.




A1-27

Lfd. |Einwender Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) | Stellungnahme
Nr. Datum (in inhaltlicher Zusammenfassung) der Verwaltung
» GasLINE Telekommunikationsnetzge-
sellschaft deutscher Gasversorgungs-
unternehmen mbH & Co. KG, Straelen
(hier Solotrassen in Zustandigkeit der
PLEdoc GmbH)
* Viatel GmbH (Zayo Group), Frankfurt
Mafgeblich fur unsere Auskunft ist der
im Ubersichtsplan markierte Bereich.
Dort dargestellte Leitungsverlaufe die-
nen nur zur groben Ubersicht.
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erwei-
terung des Projektbereichs bedarf im-
mer einer erneuten Abstimmung mit uns.
Wir antworten Ihnen zugleich auch im | Keine Abwagung erforderlich.
217 ?ASCA?tEGGa:;I Namen und Auftrag der Anlagenbetrei-
ransport m ber WINGAS GmbH, NEL Gastransport
GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH
& Co. KG. Nach Priufung des Vorhabens
09.01.2020 im Hinblick auf eine Beeintrachtigung
unserer Anlagen teilen wir Ihnen mit,
dass unsere Anlagen zum gegenwarti-
gen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies
schlie3t die Anlagen der v. g. Betreiber
mit ein.
219 |G . Nach eingehender Prifung kénnen wir | Keine Abwagung erforderlich.
: Das:lmﬁl d lhnen hierzu mitteilen, dass Erdgas-
eutschian transportleitungen, Kabel und Stationen
Transport Ser- | 4o \on Gasunie Deutschland vertrete-
vices GmbH nen Unternehmen von |lhrem Planungs-
02.01.2020 vorhaben nicht betroffen sind.
. Im Planbereich der 0. a. Malnahme ver- | kaine Abwaqung erforderlich.
2.22 | Amprion GmbH laufen keine Hochstspannungsleitungen gung
15.01.2020 unseres Unternehmens.
Planungen von Hoéchstspannungsleitun-
gen flr diesen Bereich liegen aus heuti-
ger Sicht nicht vor.
2.25 |Evangelische Gegen die obengenannte Planung be- | Keine Abwagung erforderlich.
Kirche von stehen keine Bedenken.
Westfalen
Das Landeskir-
chenamt
30.01.2020
237 | Landesbiiro der Es handelt sich um eine Lickenbebau- | Der Hinweis wird zur Kenntnis

Naturschutzver-
bande NRW

30.01.2020

ung bzw. um eine Umnutzung mit Nach-
verdichtung. Grundsatzlich befiirworten
wir die Nachverdichtung im stadtischen
Bereich. Es ist zu prifen, ob einzelne
bestehende Baume im Zuge der Bau-
mafinahmen erhalten werden kénnen.

Im Sinne des flachensparenden Bauens
sollte eine moglichst Dichte und hohe

genommen. Gemal dem aktuel-
len stadtebaulichen Konzept kon-
nen nach derzeitigen Planungen
keine bestehende B&ume im
Zuge der BaumalRnahmen erhal-
ten werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Das derzeitige
stadtebauliche Konzept sieht
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Bebauung, wie in Variante 2 mit 35
Wohneinheiten, realisiert werden.

Besonderes Augenmerk sollte im Sinne
von Klimaschutz auch auf die Begru-
nung der 6ffentlichen als auch der priva-
ten Flachen gelegt werden. Eine Dach-
begrinung ist zu empfehlen und sollte
gepruft werden.

Notwendig erscheint eine genaue Kar-
tierung des ist-Zustands, mit besonde-
rem Augenmerk auf geschiitzte Arten.

Zu einem endgultigen Bebauungsplan
werden wir detailliert Stellung nehmen.

eine Abwandlung von Variante
zwei vor, die u.a. eine Bebauung
mit vier Einzelgebaudekorpern
und eine fuBlaufige Querung vor-
sieht. Um den Eingriff in das
stadtebauliche Bild zu minimie-
ren, soll eine Abwandlung von
Variante zwei umgesetzt wer-
den. Durch das Auflésen der
zwei Baukorper in vier Einzelge-
badude werden einerseits die
Wohneinheiten reduziert und an-
dererseits eine Eingliederung in
das stadtebauliche Umfeld ge-
schaffen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Die Dachflachen
sollen extensiv begrint werden.
Eine entsprechende Festsetzung
wird in die textlichen Festsetzun-
gen mit aufgenommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Ein entsprechender
artenschutzrechtlicher  Fachbei-
trag wurde bereits erstellt. Das Er-
gebnis zeigt, dass unter Anwen-
dung von Vermeidungsmalinah-
men keine Verbotstatbestande
gemal § 44 BNatSchG zu erwar-
ten sind.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Das Landesburo der
Naturschutzverbande NRW wird
gemal § 4 (2) erneut beteiligt.

Heimat- und Ge-
schichtsverein
Altenhagen

27.01.2020

Der Heimat- und Geschichtsverein Al-
tenhagen sieht sich als Unterstitzer und
Forderer eines aktiven Gemeindelebens
sowie auch des Zusammenwachsens
der beiden Gemeinden Milse und Alten-
hagen.

Aufgrund des Verlustes der Kirche und
des Gemeindesaales wird es einen
mind. 4-jahrigen Stillstand, aufgrund von
nicht gestelltem Ersatzraumen fiir die
Gemeinde kommen! Das ist eigentlich
untragbar!

Wir mdchten zu 0.g. Bebauungsplan (wir
bevorzugen die Variante 2) wie folgt
Stellung beziehen:

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen.

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Im Bebauungsplan
wird Variante 2 weiterverfolgt, al-
lerdings mit einer verkleinerten
Uberbaubaren  Grundstiicksfla-
che, um die Abstande zu benach-
barten Grundstiicken zu vergro-
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1) Zentrumsraum fir die Gemeinde:

Es bedarf in Altenhagen eines offenen,
generationen-ubergreifenden Treffpunk-
tes, welcher durch das Kneipensterben
nicht mehr vorhanden ist. Ein Zentrums-
raum fur die Burger Altenhagens aber
auch Milse, sollte ein bedarfsgerechter
Veranstaltungs-/Mehrzweck-Raum  fir
20 bis 100 Personen sein.

-- Wir fordern dafir eine grofRere Flache
als 75 gm Versammlungsraum und 3,6
gm Abstellraum!

-- Bereitstellung von Kellerrdumen zur
Lagerung von Materialien / Stuhlen / Ti-
schen etc. oder aber u.U. die gesamten
Kirchturmflachen.

-- Erweiterungsmaoglichkeit des Zent-
rumsraumes ebenerdig zu einer Hoffla-
che nach auf3en!

-- Ausreichende Parkplatze und Barrie-
refreiheit flr die Nutzer.

-- Keine Uberbauung des bisherigen
Parkplatzes! Platz fir Veranstaltungen
und den Weihnachtsmarkt!

-- Aufstellung von Fahrradstédndern vor
dem Zentrumsraum!

2) FuBweg zwischen Kanzelstrafde und
Kafkastrasse. Hier: Beleuchteter und
barrierefreier Ausbau als Zuweg zum
vorhandenen OPNV - Kindergarten -
Schulweg etc.!

Rern, die Versiegelung im Plange-
biet weiter zu begrenzen und um
das Quartier in das stadtebauli-
che Umfeld zu integrieren.

Die Hinweise bezlglich der
GroBe des Gemeindesraumes,
der Bereitstellung von Kellerrdu-
men und der Erweiterungsmdg-
lichkeiten werden zur Kenntnis
genommen. Die Hinweise betref-
fen jedoch nicht das Bebauungs-
planplanverfahren, sondern die
nachfolgende  Ausflihrungspla-
nung. Die Hinweise werden an
den Vorhabentrager weitergege-
ben.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Ausreichend Stell-
platze sowie eine Barrierefreiheit
fur die Nutzer werden berticksich-
tigt. Ein Nachweis ist allerdings
erst im Baugenehmigungsverfah-
ren zu bringen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis
genommen. Die Stellplatzanlage
nordlich der KanzelstralRe soll er-
halten bleiben. Desweitern bietet
der neue Platz im sldlichen Be-
reich des Plangebietes Raum fir
zukunftige Veranstaltungen.

Die Hinweise beziglich der Auf-
stellung von Fahrradstandern vor
dem Zentrumsraum werden zur
Kenntnis genommen. Die Hin-
weise betreffen jedoch nicht das
Bebauungsplanplanverfahren,
sondern die nachfolgende Aus-
fuhrungsplanung.

Die Hinweise bezlglich des Ful3-
weges werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Hinweise betreffen
jedoch nicht das Bebauungsplan-
planverfahren, sondern die nach-
folgende  Ausflhrungsplanung.
Das aktuelle Plankonzept sieht im
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(in inhaltlicher Zusammenfassung)

Stellungnahme
der Verwaltung

Bei einer hoheren Verdichtung durch
Wohnraum ist es doch finanziell tragfa-
hig darstellbar, der Gemeinde gréRere
Flachen zur Verfligung zu stellen. Diese
Flachen werden doch dann auch fir die
angesiedelten Neubdurger einen weite-
ren Nutzen darstellen!?

nordlichen Bereich einen befahr-
baren Wohnweg vor.

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen, sind jedoch nicht
Bestandteil der verbindlichen
Bauleitplanung.

Von den folgenden Behorden und Trager offentlicher Belange wurden keine Stellungnahmen
abgegeben:

(Nr. gemaR Beteiligungsliste — TOB)

2.1a

2.1b

2.7

2.14

2.15

2.20

2.21

2.29

2.30

Polizeiprasidium Bielefeld - Direktion K/KK 34 KP/O

Polizeiprasidium Bielefeld - Direktion V / FUhrungsstelle — Anhérung

Bezirksregierung Detmold - Dezernat 33 B

BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH

Westnetz GmbH - Regionalzentrum MUnster

Avacon AG - Prozesssteuerung — DGP

TenneT TSO GmbH

LWL — Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen

LWL — Archaologie flir Westfalen - AuRenstelle Bielefeld
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Ergebnis der Auswertung der frihzeitigen Beteiligungsverfahren
zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. IIl/A 19 ,,KanzelstraBBe / StudiostraBe“

Nach Auswertung der AuRerungen aus der friihzeitigen (")ffentlichkeitsbqteiligung und der
Stellungnahmen aus der Behdrden- und Tragerbeteiligung sowie der Amterabstimmung
wurde der Entwurf des Bebauungsplanes erarbeitet.

Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit stadtebaulich ver-
tretbar, in der vorliegenden Planung bericksichtigt.

Die Plankonzeption (Vorentwurf) des Bebauungsplans Nr. IlI/A 19 ,KanzelstralRe / Studio-
stral3e” wurde zum Entwurf Uberarbeitet.

Dabei wurden im Wesentlichen folgende Anderungen/Erginzungen vorgenommen: :

Gestaltungsplan

o Wegfall der Variante 1
o Anpassungen und Ergdnzungen der Variante 2
= Teilung der L-férmigen Gebaudekorper in vier Einzelgebaude
= Anpassung der Wegefuhrung im sudlichen Teil des Plangebietes
= Wegfall der dargestellten Baume
= Erganzung der Stellplatzanlage nérdlich der Kanzelstrale
= Anpassung des befahrbaren Wohnweges
o Anpassung der Darstellung der Strallennamen
o Anpassungen der Anordnung der Stellplatze

Nutzungsplan

o Wegfall der Variante 1
o Wegfall der Festsetzungen aulierhalb des Geltungsbereiches
o Anpassungen und Ergénzungen der Variante 2

» Fillung der Baufenster

» Teilung der Baufenster

=  Wegfall des Baufensters ndrdlich der Kanzelstral3e / westlich des Wohn-

weges

=  Wegfall der Stellplatzumrandungen im sudlichen Teil

* Anpassung der Stellplatzumrandung im nérdlichen Teil
o Anpassung der Nutzungsschablonen

= Dachformen
» Gebaudehbhe

Erganzung der Gebaudehdhen
Anpassung des befahrbaren Wohnweges
Erganzung eines Full- und Radweges
Anpassung der Darstellung der &ffentlichen Verkehrsflachen (z.B. ausrunden)
Erganzung und Anpassungen der Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
Erganzung der Flache fir Versorgungsanlagen
Ergdnzung um weitere Vermaflungen
Erganzung der unteren H6henbezugspunkte
Erganzung der Darstellung der bestehenden und geplanten Kanale

O O O 0O OO O 0 O
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= Textliche Festsetzungen

O O OO OO OO O0OO0

o O

o

O

Wegfall der Nutzungsabgrenzung
Wegfall der zwingenden Zweigeschossigkeit
Erganzung der Gebaudehohen
Erganzung einer Festsetzung
Erganzung der oberen und unteren Hohenbezugspunkte
Erganzung einer Festsetzung zu Nicht-Vollgeschossen
Anpassung der Festsetzung zu Stellplatzen
Erganzung einer Flache flr Versorgungsanlagen
Erganzung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
Erganzung von MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Erhaltung von Bo-
den, Natur und Landschaft
Erganzung einer Festsetzung zur Nutzung von Photovoltaikanlagen
Anpassung der Festsetzungen der Flachen fir das Anpflanzen von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
Anpassungen der 6rtlichen Bauvorschriften
= Dachform, Dachneigung
= Dachbegrinung
Erganzung der Kennzeichnungen zum Bebauungsplan
Erganzung der sonstigen Hinweise
Erganzung der Anlage 1 Kampfmittel

= Begriindung

O 0O O O O OO0 Oo O

(0]

O O O O

Anpassung des Inhaltsverzeichnisses
Anpassung der Begrindung zum Bebauungsplan aufgrund des Wegfalles der Va-
riante 2
Anpassung und Erganzung der Aussagen bzgl. der Planungsziele
Anpassung und Erganzung der Aussagen bzgl. des stadtebaulichen Entwurfs
Erganzung der Aussagen zur Art der baulichen Nutzung
Erganzung der Aussagen zum gefdrderten Wohnraum
Erganzung der Aussagen zum Mal der baulichen Nutzung
Erganzung der Aussagen zum offentlichen Personennahverkehr
Erganzung der Aussagen zum Spielflachenbedarf
Erganzung der Aussagen zur Schulentwicklungsplanung
= Erganzung zweier Tabellen
Erganzung der Aussagen zur Ver- und Entsorgung
= Erganzung der Aussagen bzgl. der Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
» Ldschwasserversorgung
= Entwasserungssystem
= Raumwarmeversorgung
Anpassung der drtlichen Bauvorschriften
Erganzung der Aussagen zum Klimaschutz und Energieeffizienz
» Vorgartenbegriinung
» Mindestbegriinung
= Stellplatzbegrinung
» Energieeffizienz / PV-Anlagen-Nutzung
Anpassung der Flachenbilanz
Anpassung der finanziellen Auswirkungen
Erganzung der Aussagen zur Verfahrensart und Verfahrensablauf
Erganzung der Aussagen bzgl. der vorliegenden Gutachten



	Es wurden folgende Stellungnahmen vorgetragen:
	Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Stellungnahmen abgegeben:
	(Nr. gemäß Beteiligungsliste – TÖB)
	2.1a Polizeipräsidium Bielefeld - Direktion K/KK 34 KP/O
	2.1b Polizeipräsidium Bielefeld - Direktion V / Führungsstelle – Anhörung
	2.7 Bezirksregierung Detmold - Dezernat 33 B
	2.14 BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH
	2.15 Westnetz GmbH - Regionalzentrum Münster
	2.20 Avacon AG - Prozesssteuerung – DGP
	2.21 TenneT TSO GmbH
	2.29 LWL – Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen
	2.30 LWL – Archäologie für Westfalen - Außenstelle Bielefeld

